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«Man muss aufpassen; der OECD-
Standard ist nicht in Stein gemeisselt»

Liechtenstein beugt sich
dem Druck der OECD. Dies
wäre auch für die Schweiz
ein gangbarer Weg, sagt der
Experte. Er warnt aber,
skh in Sicherheit zu wiegen.

INTERVIEW VON HANS-PETER HOEREN

Herr Professor Ammant, Liechten-
stein akzeptiert die OECD-Standards
und leistet künftig Amtshilfe bei aus-
ländischer Steuerhinterziehung. War
das vorauseilender Gehorsam oder
gab es keine Alternativen?

Manuel Ammanii: Liechtenstein
stand unter sehr starkem Druck. Die

Alternative wären Sanktionen gewesen
Da Liechtenstein als Kleinstaat keine
Verhandlungsmacht hatte, war die et-
zige Lösung wohl unausweichlich.

Wird damit auch die Schweiz dem
Beispiel Liechtensteins folgen müs-
sen?

Ammann: Ich gehe davon aus, dass
die Schweiz dem Beispiel folgen wird.
Sie kann sich dem internationalen
Druck nicht entziehen.

Wird das demnächst passieren?
Ammann: Ich mehme an, dass das

bald kommt. Wegen der Finanzkrise
und den hohen Ausgaben zum Beispiel
der USA und Deutschlands wird jede
Gelegenheit wahrgenommen, einen
starken Druck auf sogenannte Steuer-
oasen aufzubauen.

Liechtensteins Erbprinz Alois gab die Flucht nach vorn im Steuerstreit bekannt. EQ
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Wie wäre dies zu beurteilen?
Amman: Der Liechtensteiner Weg

bedeutet keine Aufhebung des Bank-
geheimnisses. Deshalb ist das auch
für die Schweiz ein gangbarer Kom-
promiss. Es geht hier nicht um den
automatischen Austausch von Infor-
mationen, wie er zwischen den meis-
ten EU-Ländern üblich ist. Eine sol-
che Regelung wäre
für die Schweiz ver-
heerend.
Warum?

Ammann: Der au-
tomatische Infor-
mationsaustausch
wäre das Ende des
Bankgeheimnisses.
Nicht nur Ausländer
würden viel Geld aus der Schweiz
abziehen, sondern die Schweizer
selbst auch. Der Finanzplatz würde
herbe Verluste erleiden.

«Der Lichtensteiner Weg
bedeutet keine Aufhebung
des Bankgeheimnisses.
Für die Schweiz ist er ein
gangbarer Kompromiss.»

MANUEL AMMANN,
UNIVERSITÄT ST. GALLEN

Wie weit reicht denn der besagte
OECD -Standard?

Ammann: Man muss aufpassen,
denn der OECD-Standard ist nicht in
Stein gemeisselt. In
der gegenwärtigen
Form meint man
die Informationslie-
ferung bei konkre-
ten Verdachtsfällen
von Steuerbetrug
oder Steuerhinter-
ziehung, in denen
ein Rechts- oder
Amtshllfeverfahren

von ausländischen Steuerbehörden
angestrengt wurde.
Sie tönen an, dass sich Veränderungen
abzeichnen könnten. In welche Rich-
tung könnten die gehen?

Amman: Wie lange sich die entspre-
chenden Länder mit dieser Form der
Rechtshilfe zufrieden geben werden,
wird man sehen müssen. Bald wird
man realisieren, dass die Hürden für
einen Informationsaustausch bei dieser
Regelung hoch sind. Zweifellos wird
dann erneut Druck aufgebaut werden.
Und was könnten Sie dann fordern
bzw. was wäre eine langfristige Lö-
sung?

Ammann: Das erklärte Ziel der EH ist
der automatische Informationsaus-
tausch. Alles andere wird nur als Zwi-
schenschritt gesehen. Aus Sicht des
Finanzplatzes sollte sich die Schweiz
deshalb schnellstens eine Strategie zu-
rechtlegen, wie sie den automatischen
Informationsaustausch langfristig ver-
hindern kann.
Wird der Finanzplatz Schweiz an At-
traktivität verlieren, wenn möglicher-
weise schon bald auch bei uns der
OECD-Standard eingeführt wfrd?

Ammann: Ich glaube nicht, dass das
dramatische Auswirkungen hätte. Die
Unsicherheit, welche die Diskussio-
nen auslöst, und die Ungewissheit,
wie weit die Schweiz gehen wird in
der Aufweichung des Bankgeheim-
nisses, hat aber negative Auswirkun-
gen, weil es die Bankkunden verunsi-
chert. Eine schnelle Lösung ist deshalb
für den Finanzplatz vorteilhaft.

%_ -
ZISCH

Bonus: Die Erklärung Liechtensteins zum Nachge-
ben im Steuerstreit unter www.zisch.chlbonus

HINWEIS

Professor Manuel Ammann ist Ordinarius für
Finance an der Universität St. Gallen. 1
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Merkel und Sarkozy sind sich im Steuerstreit völlig einig

Liechtenstein kippt um, und Andorra
will auch keine Steueroase mehr sein. In

einem medienwirksamen Auftritt
traten Erbprinz Alois und die

liechtensteinische Regierung
gestern die Flucht nach

vorn an. Sie gaben be-
kannt, dass das «Ländle»
im Kampf gegen die
Steuerflucht die OECD-
Standards anwenden
wolle. Bereits heute will
Liechtenstein mit

Ä
Deutschland über ein

/ entsprechendes bilatera-
! les Abkommen Verhand-
lungen beginnen. Im April
sollen Gespräche mit Gross-
britannien statffinden.

Dabei möchte Liechten-
stein Lösungen auch im In-
teresse der Steuersünder
finden. Bestehende Kun-
den des Finanzplatzes
Liechtenstein sollen bis-
her nicht deklarierte Ver-
mögen ohne grosse Fol-
gen in die Steuerlegalität
überführen können. Da-
mit hofft man in Vaduz,
einen Abfluss von Gel-
dern im grossen Stil ver-
hindern zu können.

«Erste Früchte»
Die deutsche Bundes-

kanzlerin Angela Merkel
und Frankreichs Präsi-
ent Nicolas Sarkozy

igten sich gestern zufrie-
den, dass der Kampf gegen
Steueroasen «erste Früchte
zeigt». Gleichzeitig machten sie klar, man
sei sich einig, dass man den Kampf ge-
meinsam weiterführen werde. Es gehe
darum, «ihre Länder vor Risiken zu schüt-
zen, die von nicht kooperativen Staaten
und Gebieten ausgehen». Unverhohlen
bleibt die Drohung gegen die Schweiz im
Raum: «Wir müssen den Mut haben, die
unkooperativen Länder beim Namen zu
nennen», sagte Staatspräsident Nicolas
Sarkozy.

Schweizer Delegation war in Paris
Eine Delegation der Schweiz, Österreichs

und Luxernburgs beschwerte sich gestern

in Paris bei der OECD
über die angebliche
neue schwarze Liste.
OECD-Generalsekretär
Angel Gurria empfing
die Besucher. Für die
Schweiz mit von der
Partie waren der Direk-
tor der Eidgenössischen Steuerverwaltung,
Urs Ursprung, und der Leiter der Abteilung
für Internationales, Jürg Giraudi.

Laut Roland Meier, dem Sprecher
des Eidgenössischen Finarizdepartements,
ging es beim informellen Treffen darum,
die OECD an ihre internen Gepflogenhei-
ten zu erinnern. Nämlich, dass OECD-Län-
der nicht gegen ihren Wifien auf die
schwarze Liste gesetzt werden dürfen.
Eingefädelt wurde die Begegnung offenbar
am letzten Wochenende auf dem Minigip-
felder Bankgeheimnisländer im luxembur-
gischen Schloss Senningen.

Im gleichen Sinn äusserte sich der Spre-
cher des österreichischen Finanzministeri-
ums, Harald Waiglein: «Alle drei Länder
üben Kritik daran, dass die OECD ohne
Konsultation der Mitgliedstaaten Daten an

«Wir müssen den Mut haben,
die unkooperativen Länder
beim Namen zu nennen.»

NICOLAS SARKOZY

die G-20-Länder weitergibt.» Weitere An
gaben über Inhalt und Verlauf des Ge
sprächs waren nicht erhältlich.

OECD dementierte schwarze Liste
Bei der OECD wollte man nicht einmal

bestätigen, dass ein Treffen stattgefun-
den hat. Ein Sprecher dementierte je-
doch, dass die OECD eine neue schwarze
Liste erstellt habe. Die Unterlagen, die
die OECD den G-20-Ländern übermittelt
hat, beschrieb er so: «Wir haben Informa-
tionen über Länder weitergeleitet, die
Einschränkungen bei der Weitergabe von
Bankinformationen an ausländische

Steuerbehörden ken-
nen.»

Dass dabei alle
Länder mit Barikge-
heimnis auftauchen,
liegt auf der Hand.
Indem das OECD-
Generalsekretariat
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keine Liste, sondern bloss beschreibende
Fakten weiterleitete, umging es einen
formellen Beschluss der OECD und da-
mit auch ein Veto der drei Ban.kgehehn-
ni.sländer, die alle OBCD-Mitglieder sind.

Merz muss jetzt handeln
Dies wird den G-20-Gipfel nicht daran

hindern, gestützt darauf allenfalls eine
eigene schwarze liste zu erstellen - sofern

Arm in Arm im
Kampf gegen die
Steueroasen:
Angela Merkel und
Nicolas Sarkozy.

Rtw.taS

die kritisierten Länder nicht vor dem
G-20-Gipfel einen Informationsaustausch
auf Anfrage mit ausländischen Steuerbe-
hörden akzeptieren. Liechtenstein und
Andorra taten dies gestern. Man darf
gespannt sein, was Finanzminister Hans-
Rudolf Merz heute ankündigen wird.

KARL FISCHER,
SIMON TI-IÖNEN. BRÜSSEL
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Merz will
heute reagieren

«Die Schweiz ist in einer ähnli-
chen Situation wie wir», sagte ges-
tern Erbprinz Alois von Uechten-
stein. Den freundnachbarlichen Ge-
pflogenheiten entsprechend habe
man Bern über den Schritt infor-
miert, fügte Regierungschef Otmar
Hasler vor den Medien hinzu

Wie Dominosteine fielen in den
letzten Tagen viele Länder um und
gaben den Widerstand gegen eine
Steuerzusammenarbeit nach dem
Musterabkommen der OECD auf.
Nach Singapur und Hongkong jetzt
auch Uechtenstein und auch noch
Andorra. Dass damit der Druck auf
die Schweiz im Vorfeld des G-20-
Gipfels vom 2. April weiter steigt,
räumte Bundespräsident Hans-Ru-
dolf Merz ein. Seine Einschätzung
will er heute bekannt geben.

Entscheide erwartet
Politiker und Wirtschaftsvertreter

rechnen damit, dass der Bundesrat
heute auch Entscheide fällen wird,
nachdem er eine Woche zuvor zu-
nächst eine Expertengruppe mit der
Erarbeitung von Lösungsvorschlä-
gen beauftragt hatte. Die nahelie-
gende Variante ist, dass auch die
Schweiz auf den OECD-Standard
einlenkt beziehungsweise auf ihren
Vorbehalt bei der Umsetzung des
Artikels über den Informationsaus-
tausch verzichtet.

Thomas Sutter, Sprecher der
Schweizerischen Bankiervereini-
gung, machte allerdings gestern da-
rauf aufmerksam, dass es durchaus
Unterschiede zwischen der Schweiz
und Liechtenstein gebe. So habe die
Schweiz im Unterschied zu Liech-
tenstein bereits ein ausgebautes
Netz von Doppelbesteuerungsab-
kommen. Laut der Economiesuisse
ist Liechtenstein zudem bereits auf
einer Liste der OECD von nicht
kooperativen Ländern, die Schweiz
indessen nicht. ap/red
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